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Die Deutsche Bundesbank im Verfassungsgefüge des Grund-
gesetzes
Die Rolle der Währungs- und Notenbank im mod er-
nen Verfassungsstaat wird in Art . 88 GG kaum recht
deutl ich . Ihre Aufg aben zeigen Verbindungen zu al-
len Staatsstrukturprinzipi en : Bundesstaatlichkeit ,
Rechts-, Sozialstaatsgrundsatz und nicht zuletzt dem
Demokratiegebot.
I. Einleitung
1. Anfang 1988 machte die Deutsche Bundesbank gleich
mehrfach Schlagzeilen, au ch in der Tagespresse. Z unächst
betrafen diese die (verzögerte) Fcstlcgung eines Geldmcn-
genziele für 1988, wobei and ers als bishe r auf die we iteste
Abgrenzung des Geldvolum ens - M (oney) 3 - abgeste llt
wurde. M och ten dafür noch vo rwiegend technische
Gründe maßgebl ich sein, so war d ie po litische Bri sanz der
Errichtu ng eines deut sch-französischen Finan z- und Wirt-
schaftsrates offenkundig". Sie zeig te sich nich t zuletzt in
der deu tlichen Reserve, mit welcher der Z entralba nk rat
dem Umstand begegnete, daß der Bundesbank-P räsident
zwar dem neuen Gremium ange hören lind damit auch bei
der möglichst weitg ehenden Abstimmung der Währung s-
politik mitreden soll, er aber bei den cinschlägigen Kabi-
ncttsberatun gcn nicht zuge zogen wo rden war (vgl. § 13
1II BBankG). Schließ lich stießen auch Vorschläge von
fran zösischer wie von deutscher (Reg ierung s-)Seite, als-
bald eine Europäische Zentralba nk zu schaffen, weniger
wegen dieses Ziels als vielmehr dem befür cht eten Verlust
an Unabhängig kei t einer derartigen Einrich tung halber
auf kaum ver hü llte Kritik vo n leitenden Amtswaltern der
Bundesbank.
2. Bei alt' den geschi lderten Sachver halten muß eine Bew er-
tu ng auch den rechtl ichen Rahm en ins Auge fassen , we lche n Ver-
fassun g und Gesetzgeber fiir das Ha ndeln der in Frankfurt ansäs-
sigen (s. § 2 S. 3 ß BankG) Währ ungs- und Notenbank abg e-
steckt haben . Dabei erw eist sich rasch , daß die von ih r zu erfül-
lende öffentliche Aufgabe doch etliche Besond erheiten in O rga-
nisation und Handlungsformen mit sich bracht e. So nimmt es
auch nicht wun de r, daß das T hema dieses Beitrags scho n mehr-
fach, in größeren und kleineren Studien sow ie in (Rezc nsions)-
Aufsätzen, erö rtert w urden-. Im folgend en soll freilich vorab auf-
gezeigt we rden, w ie die (D eutsche) Bu nd esbank sich in die bun-
des- , recht s- und sozialsta arliche, dem okratische Ordnung des
Grundgesetzes einpaßt.
1) T ext in: Bulletin der Bundesregierung Nr. 11 v. 27. I. 1988. S.83
(Prot. v . 22. I. 1988).
2) Sa mm , Die Stellung der Dt. Bund esbank im Ver fassungsgefüge.
1967; R . Scllmidt, Der Staat , Beih. 5, 1981. S. 61ff.; Papier, ebda ..
S. 109 tT. ; Hüttl, DVBlI972. 64 fT.; Halm , ß ayVBl 1982. 33 ff.• 70fT.
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H. D ie B undesbank im Bundesstaat
1. Erstmals in de r deutschen Verfassungsgeschichte
nennt de r Text des Grundgeset zes in Art. 88 ein e " Wäh-
run gs- und Notenbank", die der Bund "als B~ndcs­
bank . . . errichreü)". Allerdings bestand schon beim In-
krafttr eten der Verfassung eine solche Einricht ung, die
von den Besatzungsmächt en 1948 geschaffene ..Bank
deut scher Länder". Da neben un d mit ih r eng zusammen-
arbeitend existierten üb erdies in jedem Bundesland recht-
lich selbständige "L andeszen tr albanken ". In ihrer Gesamt-
heit wirkten diese O rga nismen als zweistufiges , von Bund
und Ländern getra genes Ze nt ralbank-System.
2. Auch die sys tem atische Stellung des Art. 88 GG in-
nerha lb der Vorschriften über die Bundesverwaltun g -
Art . 86 ff GG - nötigte jedo ch den Bund dazu. die zu-
nächst geltende un d du rchaus funktionierende Regelu ng
abzuändern . So betracht et , verleih t Art. 88 GG nicht nu r
eine Befugnis, sondern verpflichtet zur "Errichtu ng " und
hernach zur Beibehaltun g einer Bundes- ..Währungs- un d
Notenb ank" . Ein erster N oveliierun gsversuch scheiterte;
im zweiten Anlauf kam dann aber das Gesetz übe r die
Deutsche Bund esbank vo m 26.7. 1957 zus tande' . Na ch
dessen § 1 wurden die bisherigen Landeszen tralbanken
und die Berliner Zentralbank mit der Bank deutscher Län-
der verschmolzen, und diese wurde Deut sche Bund es-
bank. Die "neue" Einrich tung ist sohin m it der Bank deut-
scher Länder personengleich und nimmt daher ohn e ~ei­
teres deren (verbleibende) Au fgaben und Befugnisse
wahr. Hin gegen besteht im Verhältnis zur inzwi schen "li-
quidierten" Reichsbank lediglich eine funkt ionelle Ver-
knü pfun g über Art. 129 I. IV GG.
3. Im Gese tzgebungsverfa hren vertra t der Bundesrat
seinerzeit die Auffassun g, der Entwurf des Bund esbank-
gesetzes bedürfe seiner Zustimmung (~gl: Art . 78 GG).
Zum einen würden Länder- zu Bu nd esemn chtungen um-
gestaltet , zum anderen Verfahr ensvorschriften auch für die
Landesverwaltung getroffen. Bundesregierung und Bun-
destag hin gegen behandelten die Vorl age als Ein~pru~hs­
gesetz (Art . 77 III. IV GG ), weil Art. 84 I GG hier nicht
greife. Das BVeifG schloß sich hernach ohne w eiter e Be-
gründung der letztgenannt en Ansicht an". Für die~e
spricht vornehmlich, daß ein Zustimmun~serforder11ls
nicht aus (einer) speziellen Grundgesetz- Bestlm mung (en)
hergeleitet we rden kann, sondern allenfalls aus dem Be-
troffensein von Ländcrintcressen.
4. Die Err ichtung einer Bundesbank - die Bezeichnung
Deutsche Bundesbank " übernahm das Grundge setz erst
'i967 (Art. 109 IV I) - fiel in die ausschließliche Zust ändig-
keit des Bundesgesetzgebers für das ..Währungs- und
Geldwesen" gern. Ar t. 73 Nr. 4. 71GG . Die Legislativor-
gane du rften nicht nur, sondern sie mußten zur Schaffung
einer juristischen Person des öffentlichen Rechts (§ 2 S. 1
BBankG) tätig werden . Zudem be trifft der Vorbeh alt.des
Gesetzs insbesondere die (währungspolitischen) Eingnffs-
befugnisse der Bundesban k, und die Strafbes tim m ung des
§ 35 BBankG etwa ist speziell im Lichte des Ar t. 103 1I GG
zu begreifen.
5. Im geltende n Gesetzes recht gibt es noch immer "Lan?eszen-
tralbanken" : heute allerdi ngs sind diese nurmehr rechtli ch un-
selbständige Haup tverwaltu ngen der Deutschen Bun desbank
(§ 8 I BBankG), mit der Stellun g von (un mi ttelbaren) Bundesbe-
hörden (§ 29 r2 ß BankG). Ihre Präsident en gehö ren aber de m
obe rsten Bank organ. dem Zent ralbankrar. an (§ 6 1I DBank G).
Bei ihrer Bestellung ist der Bundesrat vorschlagsberec htig t;. das
Bundesor gan (Art. 50 GG) handelt dabei seinerseits auf einen
Vorschlag der nach Landesrecht zus tändigen Stelle, meist also der
jeweiligen Landesregierun g, hin (§ 8 IV Bßank G). An son sten
treten die Länd er einmal im Rahm en der Einla genp olitik (§ 17
ßBankG) als Pflichtige in Erscheinung, aber auch als "ö ffen tliche
Verwaltung" , der bis zu einem bestimmten Plafon d (H öchstbe-
t rag) Kassenkredit e gewährt werden dü rfen , nicht müssen (§ 20 I
N r. l BBankG). Von ihnen ausgestellte "Schatz"-Wechscl und
ande re Wertpapiere sind ferner geeigne te Objekti ve für d~s D is-
kont- und Lombardgeschäft der Deut schen Bun desbank mit Kr e-
dirinsritutcn (§ 19 I N m . 2, 3 ß ß ank G).
III. Bundesbank u nd R echt sst a a tl ichk eit
I. Die Bind ung an Gesetz und Recht (Art. 20 I1I GG )
bezieht auch die Deutsche Bun desbank als Teil der ..vo ll-
ziehenden Gewa lt" ein. T ro tz ihrer eminenten politi schen
Bedeutung kommt ihr freilich nicht die Eigenschaft eines
..ob ersten Bu nd cs-" oder ..Verfassun gsorgans" (i. S. v~m
Ar t. 93 I Nr. 1 GG) zu, sondern sie wird verw altend tätig .
§ 29 I I BBank G legt daher bloß dem Z ent ralbankrat und
dem Direktorium (§ 7 BB ankG) .cdie Stellung von ober-
sten Bundesbehörden" bei. Hieraus ist nicht nur - erneu t -
die Z uordn ung der ..aty pischen Anstalt" Bundesbank zur
mit telbaren Bundesver waltung zu ersehen ; vielm ehr be-
legt die Form ulierung auch - siehe die Parag ~aphe~liib~r­
schrift! - die Sonderste llung der Einrichtung Im Hinbl ick
auf allenfalls begr enzte staatliche Aufsichtsrechte über ihre
T ätigkeit . Als Folge ergeben sich sodann spezielle Regeln,
etwa für das Vorverfahren nach §§ 68 ff. VwGO .
2. Gese tzliche Best immungen vo rnehmlich, aber nicht
allein des Bundesbankgesetzes bilden Grund und Grenze
des rechtmäßigen Hand clns der ..Währungs- und Noten-
ban k" . Mi t so lcher Umschreibung von T ätigk eitsfeldern
sind einma l vo n Verfassun gsrecht s wegen der (zu errich-
tend en) Zentralbank zwei wesentliche Aufgabengebiete
zuge w iesen: Eine rseits muß sie Währungspol it~k ?etreiben
dürfen , zum andern fü r d ie Au sgabe (Emission) von
Bankno ten, den wichtigsten gesetzlichen Zahlungsmit-
teln verantwortlich sein. Den Währungssicherungsauf-
trag' hat der Bundesgesetzgeber in § 3 BBankG etwas ge-
nauer umgrenzt; die ausschließl iche Kompetenz, das M o-
nop ol zur Au sgabe von auf Deutsche ~~rk lautenden
Bankno ten ist zu Beginn der "w ährungspolitischen Befug-
nisse" in § 14 I BBankG veranke rt. Hin gegen wirkt die
Bundesbank beim In-Verk ehr-Bringen vo n Scheidemün-
zen nu r mit. Ü be r eine N euausprägung solcher anderen
beschränk ten gesetzlichen Zahlun gsm ittel entscheidet je-
do ch die Bundesregierung". Diese hat ferner ebenfalls
währun gspolitische Kompetenzen inne, vornehmlich in~
Bereich der staatlichen Au ßen beziehungen. Wenn dabei
Koordination un d Kooperation beider Stellen zulässig und
erw ünscht ist , so mögen sich doch auch Di fferenzen auf-
tun , bei deren Beilegung das Weisungsverbo t des § 12 S. 2
BBank G maßgebliche Bedeutun g erlang t.
3. Ö ffentlichrechtliche O rganisationsfo rm und öffentli-
che Aufgabe(n) der ßundesbank sind not~en?ige, 3?Cr
nicht allein hinreichen de Voraussetzun gen fur die Q ualifi-
zierung der Bank-Aktivitäten . Der auch in der Bezeich-
nung als Bank" zum Ausdruck komm end e, am bivalen te
Sta tus der Bundesbank hat den Gesetzge ber bewogen, ihr
einerseits alle zentralbankty pischen Kompetenzen einzu-
räu men (§§ 14 ff. BBank G). Zwangscharakter weisen die-
se Befugnisse j edoch nur zum T eil auf, am deutlichsten
wohl die Verpfl ichtung, M indestreserve-Guth aben auf
Gi rok on ten der Bundesbank zu unterha lten (§ 16 I
3) BGl3l I, 745 (= Sarto rius I, N r. 855).
4) B V' ifG E 14. 197 (215). .
5) VgL §§ 5,6 und 8 des Gesetzes über die Ausprägung von Scheide-
münzen vom 8. 7. 1950 (BG B! S. 323).
..
BDankG). "Gru ndsätze" für die Kredit- und Offenmarkt-
politik . aber auch die Festsetzung von Diskont-, Lom-
bard- und anderen Zinssätzen werd en für dritte Personen
erst dann verbindlich. wenn sie deren Geschäfte mit der
Bundesbank inh altlich prägen . Die Zentralbank selbst ist
dabe i nur noch darin frei, ob sie Geschäfte (nach §§ 19 fT.
BDankG) betreib t, jedoch nicht mehr. soweit sie hierfür
Grund- und Zinssätze best imm t und bekannt gem acht
(§ 33 BBank G) hat. Bei Mindestreserven und Einlagen
(nach § 17 BBankG) unterlieg t sie sogar eine m Kontrahie-
rungszwang.
4. Innerh alb ihres ..Geschäfiskrcises" wi rd d ie Bundes-
bank (verwa ltungs)privatreehtlich tätig. Au ch be i An bah-
nung, Abschluß und AusfLihru ng vo n Geschäftsbesor-
gungs-. Kauf- und anderen Ver trägen gilt mithin Art . 1 111
und 20 III GG . Praktisch mögen wohl am ehesten Willkür-
und Ko ppele ngsverbot bedeutsam we rden. Rechtsstaatli-
ehe Prinzipien - in der ihn en durch das Grundgesetz gege-
benen Ausp rägung - bestimmen abe r auch die öffentl ich-
rechtl ichen Handl ungsformen . deren sich die Bundesbank
bedienen darf. So reicht etwa für schlicht - ho heitliches
Handeln - z. B. die Festlegung des Geldme nge nziels - d ie
allgemeine Aufgabenzuweisung des § 3 BBankG als
Rechtsgrundlage aus, we nn auch das zuständige Bankor-
gan - nach § 6 I 1 BBankG der Zentra lbankra t - tätig
wi rd . Für den Erlaß von Verwaltungsakten (§ 35 VwVfG)
wie von untergesetzlichen N ormen verlangt freilich der
Vorbehalt des Gesetzes auch im Hinblick auf deren berufs-
regelnd e Tendenz eine spezifische Ermächti gung für den
jeweiligen Eingriffsakt. Heure steht nun weithin auß er
Streit , daß an verschied enen Ste llen des Bundesbankgeset-
zes Recht setzun gskompctenzen der Währungs- und N o-
tenbank niedergelegt sind. Nur dort aber, wo der Verord-
nun gs- (§ 31 IV, VI BBank G) oder "Sarzung s"gebe r (§ 34)
an die Zustimm ung des Bundesregierung geknüpft bleibt,
läßt es deren Sachve ranrwortung zu. die Vereinbark elt
solcher Delega tionsvorschriften mit Art. 80 I 1 GG zu be-
ja hen. Dei der .,Anweisung über Mindestreserven" freilich
oder den diversen Anordn ungen statistischer Erhebunge n
nach § 18 BBank G tragen die von der Bundesbank erlasse-
nen Bestimmungen zwar den Sätzen 2 und 3 des Art. 80
I GG Rechnung. Wie sie jedoch mit dem ersten Satz dieser
Verfassungsnorm in Einklang zu bring en wä ren. wi rd bis-
lang weder einhe itlich noch stichhaltig bean tw ort et".
IV . Ver p flich t u n g en d er Bundesbank aus d em 50-
zi al staatsprinzip?
1. Der sozialstaatliche Auft rag , ftir einen Ausg leich so-
zialer Gegensätze. ftir eine gerechtere Sozia lo rdnung zu
sorgen, muß in aller Regel ers t durch den Gese tzgeber
ausges taltet und konkretisie rt we rden. Im Bun desbankge-
setz mag dies allenfa lls bei der Zielsetz ung der Währungs-
sicherung (§ 3) erfolg t sein. Immerh in wies scho n die Be-
gründung zum Gese tzesentwurf darauf hin, zur Au fgabe
der Zentralbank gehö rte n neben der besonders bedeutsa-
men Erhaltu ng der Stab ilitä t des inneren Wert s der Wäh-
ru ng, d. h. des Preisniveaus. auch "stetiges Wachstum der
Volkswirtschaft, . . . Vollbeschäftigung. Konvertibilität,
Stab ilität der Ausland skurse"7• Das magische Vier- /Viel-
eck wa r m ithin bereits lange vor der Abfassun g des § I
StWG bekannt.
2. Andererseits sind Geldwe rtstabilität und Eindä m-
mung inflati onärer Entwicklungen zwar allero rts aner-
kannt e währungspo litische Zielsetzungen . Jedoch fehlt ih-
nen eine spezifisch sozialstaatliche Au srichtu ng, den n die
Bundesbank wird insoweit zum Schutz aller Geldeigcntü-
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mer lind -gläubi ger tätig . Ob und inwi efern sie also nach
M aßgabe von § 13111 StW G die Ziele dieses Gesetzes zu
berü cksichti gen. das gesam twirtscha ftliche Gleichgewicht
(Art. 109 11 GG , § 1 S. 1 StWG) im Auge zu behalten hat,
bleibt dabei einerlei.
3. Soweit die allge meine Wirtsch-lftspolitik der Bundesregie-
nmg etwa dem Ziel eines ..hohen Beschäfrigungssrandes'' gegen-
über anderen in § 1 5.2 5tWG mehr Bedeutu ng beimißt. ist auch
die Bundesbank zur Unterstü tzung dieses Kurses gehalten. Die
Verpfli chtung ende t aber dort. wo die eigene zentra le Aufgabe
der Währungssicherung ern stlich gefährd et erscheint. und wird
begrenzt durch das der Zentralbank zu Gebote stehende Instru-
mentarium. Regional differenzierter Einsatz der währungspo liti-
schen Befugni sse etwa bedürfte angcsichts des § -1 5 5.2 BßankG
einer besonderen Rechtfertigung.
V . " D ie Deutsche Bundesbank - Pfeiler der D e-
rnokrarie v"
1. Auch nach der üb erraschend en. weil im do rtigen Z u-
sam menhang wenig sachd ienlichen Feststellun g des
B VerfG , die Deutsche Bundesbank un terli ege ..kraft ihrer
ver fassun gsrechtlichen unabhän gigen Stellung keiner Auf-
sicht anderer O rga ne der Exekutive?", bleibt diese eine der
kr itischsten Anstalten, denn ihre derzeiti ge "Freiheit ·'
nicht als verfassun gswidrig zu erachten. wird zuweilen
scho n Palmslröm'sche Logik bemüht. In der Tat sind recht
schwerwiegende Bedenken angemelde t worden : Zum ei-
nen aus dem grundsätzlichen Verbot mini sterialfrcier IU u-
mc, wel ches nach der Formel des B VcrfG besagt , be-
stim m te Regierungsaufgaben dürften ..wegen ihrer po liti-
schen Tragweite nicht generel l der Regierungsverantwor-
tung entzogen und auf Ste llen übertragen werden . . .• die
vo n Regierung und Parlament un abhängig sind: andern-
falls würde es der Regierun g unmögl ich gemacht, die von
ihr ge forde rte Sachv erantwortung gegenüber Volk
und Par lam ent zu rragen't'", Wer wollte bestr eiten,
daß die Bundesbank eine ..ho chpol itische" O rdnungsa uf-
gabe zu bewä ltigen habe? Überdies ist es bei den Gerich ten
(Art . 97) und dem Bundesre chnungshof (Art. 114 11) im-
merhin die Verfassung selbs t, die diesen Kontrollorganen
Unabhängigk eit verbürg t; ftir die Bundesbank dagegen
fehlt es an einer entsprechend en Vorschrift.
2. Daß das Grundgesetz gleichwohl eine Unabhängig-
keit oder Auton omie der Bundesbank gebiete, wurde un-
längst über eine ..realistische Dem okrarierheori e" und
neuere verfassungsrech tliche An sätze zu Gem ein wohl.
Gewaltenteilung sowie organisatorischer Grundrec htssi-
cherung zu beg rü nden übernom men", So originell diese
(neuerliche) Ar gumentation auch erschein t, so nimmt sie
doc h zu wenig Bed acht darauf, daß in Wirklichkeit eine
M ehrzahl von Unabh ängigk eitsaspekt en . stärker oder
schwächer ausg epräg t, unterschied en we rden können .
Deren Au sgestalt un g und Zuordnung du rch den Geset z-
geber läßt sich nicht bloß auf ein einziges verfassungsge-
mäßes Modell zurückzuftih ren. Bem erk en swert erweise
äuße rn sich gera de An gehöri ge der Zentralban k zu diesem
Punkt durchaus maßvoll dahin, die gese tzlich einge räum te
Unabh ängigkeit sei durch da s G ru ndgesetz weder gefor-
dert noch verboten.
6) Näher dazu Grarnlic1l. llllJ.nkG. Währ un gsG. M ÜnzG. Kom m.•
1988. Eint. ßßankG Rdnm. 16ff.
7) UT-Or 11/2781 v , 18.10. 1956. S. 22 f.
8) 1'0" An/im, in: Dr . Bundesbank - Au szüge aus Presseart ikeln N r. 88
vom 9. 12. 1987. S. 4ff.
9) BV' ifGE62. 169 (183).
10) BVf'ifGE 9. 268 (282 mit 281); s. a. BVnw GE 41. 334 (356f.).
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3. Ein gcnaucrcr Blick auf das gel tende Rech t - un d
nicht n ur auf § 12 S. 2 BB ankG - zeigt:
a) Institution ell ist ein e U nabhä ngigkei t von de r un mi t-
telbaren Bundesverw altung durch die rechtliche Ver selb-
ständ igung (§ 2 S. 1 BB ank G), die "Sonderstellung" der
Leitungsorgan e (§ 29 1 BBa nk G) sowie das ausdrückliche
Weisungsverbot des § 12 S. 2 ßßank G gewährleis te t. Di e
letztgenannte Vo rschrift siche rt de r Zen tralbank zusa m-
men mit § 12 S. 1 BB ank G im Bereich ihrer H auptaufgabe
(§ 3 BB ank G) funktione lle Eigenverantwortlichke it.
Schließli ch bestehen o rga nisato risc he Vorkehrungen für
die ß estellung und Amtsführung der Mitglieder der Bun-
desbank-Organe (§ 5 ßßankG). Z udem verlang t das Ge-
setz für diese Personen ..besondere fach liche Eig nung"
(§ § 7 11 2, 8 111 BB ankG) als subjektive Berufs zu lassungs-
vo raussetzung, und sieht auc h hier - wie sons t vorne hm -
lich bei M inistern - kein Beamten-, sonde rn ein and er es
öffentlich rechtl iches Amtsverhältn is vo r (§§ 7 1V I, 8 V 1
BBank G). D ie ang esich ts gesc hichtlicher Erfahrungen ,
nicht zu letzt während des N at ion alsozialismus, für ange-
zeig t erachte te Entpolitisierung der Währungs- und N o-
tenbank ist also wei tgehend verwirklic ht.
b) Andererseit s existi eren no ch hinreichend per sönliche
und sachliche Abhängigkeiten , w elche di e konkret gere-
gelte Stellung der Deutschen Bundesbank auch mit dem
Demokrat ieprinzip aus Art . 20 11 , 28 I 1 GG vereinbar er-
sche inen lassen . So ist die Ze ntralbank nicht nu r generell
zur Unter stützun g de r allge meinen Wir tschaftspolitik der
Bundesregierung gehalten (§ 12 S. 1 BBankG), sonde rn
das Gese tz legt vielfach spezifische, aufsich tlich e Zustim-
mungserfordernisse fest (§§ 4, 7 IV 3,8 V 3, 141 4, 31 IV,
VI, 34 S.2, 3 ßßankG). D as Ja des Kabinetts bleibt in
diesen Fällen Voraussetzun g für ein rechtmä ßiges H and eln
der Bundesbank(-Organe). Z u dessen Kontrolle sind
überdies die Ver w altungs- und Zivilgeri chte berufen . Im
Blick auf Art. 19 IV GG m ag allen falls die richt erli che
Überprüfung zu respektieren haben , d aß w irtschafts- und
wä hrungspolitische Ma ßnahmen angesichts ihrer progno-
stischen Bestandteile nur ein geschränktj ustitiabel sind , die
Judikative hier nicht klü ger sein (kann und) da rf als der
Verwaltungsexp ert e. Das Bundespar lam ent schließlich
könnte zwa r nicht im Einzelfall das Verhalten der Bundes-
bank ko rr igieren, sonde rn hö chstens durch einen schlich-
ten Besch luß Empfeh lun gen aussprechen . Da s Bundes-
bank gescrz und auch dessen § 12 (S. 2) ist j edoch der An-
derungsbefugnis der Legislative nicht en tzogen . Gerade in
der eing angs erwähnten Di skussion um den deursch-fran-
zös ischen Finanz- und Wirtsch aftsrat wurde allerdings
deutlich, daß eine Ge fahr für die Unabhängigkeit eher von
der Schaffung besonderer Gesetze her d roht - auch sol-
cher, die auf Grund des Art. 59 11 1 GG erlasse n werden .
Denn derarti ge Regelungen können dem allgemeinen und
älteren Bundesb ankgesetz sowohl als lege s speciales wi e
als leges posterio res dero gieren. Bei einer inhaltlich relativ
vagen Verpflichtung w ie in besagtem .Protokoll'", die
sich bloß auf ein Verhalten , nicht auf dessen Ergebnis be-
zieh t, dürfte aber we nig zu befür chten sein, we nn nicht die
nachfol gende Praxis der Vertr agspart eien zu eine r strikte-
ren Au slegung führt.
4. Ein (Bundes-)Gese tz wä re schließlich auch no twendig,
wenn im Rahmen der seit langem debattier ten Vorstellungen ei-
ner EG-Wirtschafts- und Währungsunion eine Europäische Zen-
tralbank geschaffen we rden soll te, etwa nach dem Vorbild des
U . S. Peder al Reserve System oder des frühe ren deut schen zwei-
stufigen System s. D ie bloß e Zustim m ung der Bundesre gierung
gern. § 4 BBankG reichte dafür nicht aus, we nn und soweit
(Währu ngs-) Hoheitsrechte auf zw ischens taatliche Einrichtungen
übertragen we rden (Art. 24 I GG). Vielmehr ließ sich um gekehrt
fragen , ob nicht die in eine m solchen Schritt liegende materielle
Änderung der Kompetenzordnung des Grundgesetzes nurmehr
auch üb er das förmliche Ver fahren nach Art . 79 GG zulässig ist !' .
Jedenfalls abe r w ird derz eit meist anerka nnt, daß auch auf euro-
päisch-gem einschaftsre chtlicher Eben e eine Zen tralbank Freiräu-
me gegenübe r den anderen EG-Organen , insbesondere dem Rat ,
erhalte n solle. Au s dem Grundgesetz kann freilich für eine Euro-
päische Zentralbank nicht mehr an Unabhängigkeit hergeleit et
werden als für die Bundesbank; in diesem Punkt wäre ein deut -
sches Zögern nur politisch, nicht verfa ssungsrechtlich zu legiti-
mie ren. Was dann mit der D eutschen Bundesbank geschähe , ist
heut e nicht abzuseh en . Ihre Aufl ösu ng jedenfalls wä re nur durch
ein Gese tz zulässig , da s auch über die Verwendung ihr es Vermö-
gens bestimmt (§ 44 BBankG).
VI. Schluß
1987 w urde die Deutsche ß un desba nk 30 Ja hre alt, und
fast aIlerse its bescheinigten ihr G ratulanten ein überaus er-
folgreiche s Wirken . Ge w iß dürfte der Gesetzgeber eine
and ere Wäh rungs- und Notenbank errichten oder die be-
stehende in ein "s u prana tio nales" Syst em ein binden, ohne
dam it bereits gegen Verfassungsrecht zu ver stoßen. Dies
so llte aber nicht ohne N ot erfolgen .
11) S. bereits G ram/i(h , Europ. Z entralbank und Art . 24 I GG , 1979,
S. 169, 172. sowie ders., Zt schr. f. Z GesK redW 1985, 334 tT. ; a. A. aber
Wahlig , WM 1985, 1053 (1056).
